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Die neuen Schutzklauseln der Artikel 38 und 39 des Beitrittsvertrages:  

Schutz der alten Mitgliedstaaten vor Störungen durch die neuen Mitgliedstaaten1 

 

Professor Dr. Martin Seidel2  

 

I, Einleitung: 

 

Schutzklauseln sind, wie aufzuzeigen sein wird, seit jeher ein Bestandteil des Rechts der 

Europäischen Gemeinschaft. Sie finden sich bereits in dem Vertrag über die Gründung der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft von 1958 und in zahlreichen späteren Rechtsakten des 

Gemeinschaftsgesetzgebers. Auch die früheren Beitrittsverträge, namentlich die Verträge mit 

Dänemark, Großbritannien und Irland (1973), mit Griechenland (1981), mit Portugal und 

Spanien (1986) sowie mit Finnland, Österreich und Schweden (1995) enthalten 

Schutzklauseln. Der Beitrittsvertrag mit den zehn neuen Mitgliedstaaten, genauer die 

Beitrittsakte zum Beitrittsvertrag, enthält jedoch mit den Artikeln 38 und 39 zwei neue 

Schutzklauseln, die dem Gemeinschaftsrecht bisher unbekannt sind. Die beiden 

Schutzklauseln finden sich insbesondere nicht in den früheren Beitrittsverträgen und lassen 

daher vermuten, daß sich der Beitritt der zehn neuen Mitgliedstaaten von früheren 

Erweiterungen der Europäischen Gemeinschaft derart unterscheidet, daß den Vertragsparteien 

die Aushandlung zweier bislang ungebräuchlicher Schutzklauseln erforderlich erschien. 

Nachstehend soll der Frage nachgegangen werden, welchen Besonderheiten die beiden 

Schutzklauseln Rechnung tragen sollen. Die Artikel 38 und 39 der Beitrittsakte werden dabei 

                                                
1 Vortrag im Rahmen einer Vorlesungsveranstaltung des Europa-Kollegs Hamburg und der Deutsch-
Ungarischen Budapester Gespräche am 22. November 2003 in Hamburg, erscheint in 2004 in Rolf Hasse / Karl-
Ernst Schenk / Andreas Graf Wass von Czege (Hrsg.), „Die erweiterte Europäische Union – deutsche und 
ungarische Positionen“, Schriftenreihe des Europa-Kollegs Hamburg zur Integrationsforschung, Nomos 
Verlagsgesellschaft, Baden-Baden; Vorababdruck mit freundlicher Genehmigung der Herausgeber und des 
Verlages. 
 
2  Der Verfasser, früherer Angehöriger des Bundesministeriums für Wirtschaft und seiner Zeit langjähriger 
Bevollmächtigter der Bundesregierung in Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof sowie später Mitglied 
der deutschen Delegation der Maastrichter Konferenz über die Wirtschafts- und Währungsunion, u. a. Mitglied 
des Vorstands der Wissenschaftlichen Gesellschaft für Europarecht, Mitglied des Wissenschaftlichen 
Direktoriums des Instituts für Europäische Politik, Berlin, hat Europarecht an der Westfälischen Wilhelms-
Universität, Münster, sowie Subventionsrecht der EU an der Universität des Saarlandes gelehrt, lehrt weiterhin 
europäisches Währungs- und Wirtschaftsrecht an der Donau-Universität in Krems an der Donau und ist am 
Zentrum für Europäische Integrationsforschung an der Rheinischen Friedrich-Wilhelms- Universität Bonn als 
Senior Fellow sowie als Lehrbeauftragter für das Recht der Wirtschafts- und Währungsunion der EU tätig.• 
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mit den traditionellen Schutzklauseln verglichen. Verglichen werden insbesondere auch die 

Verfahren, nach denen die neuen Schutzklauseln und die der traditionellen Schutzklauseln zur 

Anwendung gelangen. Auch wird sich die Frage stellen, ob sich der besondere 

„Schutzbedarf“, dem die beiden Schutzklauseln Rechnung tragen sollen, bereits zur Zeit 

sicher abschätzen läßt. Die beiden Schutzklauseln können nur in den ersten drei Jahren nach 

dem Beitritt in Anspruch genommen werden, so daß sie möglicherweise nicht ausreichen, um 

den besonderen Schutzbedarf abzudecken, der sich im Zuge der bevorstehenden 

Megaerweiterung der Europäischen Union um die Staaten Mittel- und Osteuropas, des 

baltischen Raumes sowie um Malta und Zypern stellt. Die „klassischen“ Schutzklauseln sind 

in der Vergangenheit, wie im einzelnen zu zeigen sein wird, bei den damals anstehenden 

Änderungen und Ergänzungen des Vertrages von Rom, insbesondere im Zuge des Vertrags 

von Maastricht teilweise aufgehoben worden. Von einer Schutzklausel abgesehen, die bis 

1970 für die sechs Gründerstaaten der Europäischen Gemeinschaft geltendes Recht war und 

sich wie in den früheren Beitrittsverträgen nunmehr auch in dem Beitrittsvertrag mit zehn 

neuen Mitgliedstaaten wieder findet, leben alle anderen früheren, im Zuge der Änderungen 

und Ergänzungen des Vertrages von Rom „begrabenen“ Schutzklauseln in der neuen 

Beitrittsakte nicht wieder auf. Dies ist bemerkenswert; denn die besagten „begrabenen“ 

Schutzklauseln waren beim Aufbau der Europäischen Gemeinschaft keineswegs ohne jegliche 

Bedeutung, sondern wurden von den sechs Gründerstaaten und später auch von den 

hinzugekommenen Mitgliedstaaten sehr wohl in Anspruch genommen. Sollte etwa bei der 

Eingliederung der zehn neuen Beitrittsländer in den Binnenmarkt, anderes als bei früheren 

Erweiterungen, für die besagten Schutzklauseln kein Bedarf bestehen? Der Beitrittsvertrag, 

der die rechtliche Grundlage für die - zeitlich gestreckte - Integration der neuen Beitrittsländer 

in das wirtschaftliche Gefüge der Europäische Union, ihren Binnenmarkt und ihre 

Währungsunion bildet, umfaßt über 2000 Seiten. Sollte er etwa hinsichtlich des Bedarfs nach 

Schutzklauseln eine Regelungslücke aufweisen?  

 

Die neuen Schutzklauseln werden nicht mit der Vielzahl der Regelungen des 

Gemeinschaftsrechts verglichen, die sich als „Schutzklauseln“ bezeichnen. Der Vergleich 

konzentriert sich auf die Schutzklauseln, die der Vertrag über die Gründung der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft von 1958 als Grundlage des Schutzklauselsystems geschaffen hat. 

Die Schutzklauseln des Vertrages von Rom stehen als Kern des Schutzklauselsystems der 

Gemeinschaft für die Europarechtswissenschaft traditionell im Vordergrund. Sie zeichnen 

sich dadurch aus, daß sie dem vertraglichen Gemeinschaftsrecht zuzurechnen sind und daß sie 
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nur den Wirtschaftsverkehr, und daß zwar ausschließlich den Wirtschaftsverkehr innerhalb 

der Gemeinschaft betreffen. Sie verfolgen das Anliegen, einem Mitgliedstaat bei 

wirtschaftliche Schwierigkeiten Hilfestellung der Gemeinschaft zu gewähren. Der 

Mitgliedstaat, der auf Hilfestellung angewiesen ist, wird von der Gemeinschaft – zumeist der 

Kommission, aber auch vom Rat - im Rahmen eines rechtlich geregelten Verfahrens zu 

Eingriffen in die sog. vier Grundfreiheiten des Gemeinsamen Marktes ermächtigt.3 Die 

„klassischen“ Schutzklauseln von Rom verfolgen nicht den Zweck, einem Mitgliedstaaten bei 

der Bewältigung rein politischer oder gesellschaftlicher Krisen im Form von erlaubten 

Schutzmaßnahmen Hilfestellung zu gewähren.  

 

Die beiden neuen Schutzklauseln verstehen sich - prima facie - als wirtschaftliche 

Schutzklauseln und ähneln auch in ihrer Ausgestaltung den „klassischen“ wirtschaftlichen 

Schutzklauseln. Die Schutzmaßnahmen, zu denen sie ermächtigen, beschränken sich indes bei 

einer genaueren Exegese nicht auf Eingriffe in die vier Grundfreiheiten des Gemeinsamen 

Marktes. Die beiden neuen Schutzklauseln bereichern daher möglicherweise die Vielzahl der 

Schutzklauseln des Gemeinschaftsrechts um eine neue Kategorie von Schutzklauseln. 

 

Außer den hier zum Vergleich herangezogenen klassischen binnenmarktbezogenen  

Schutzklauseln des Vertages von Rom, die sind, kennt das Außenwirtschaftsrecht der 

Europäischen Gemeinschaft Schutzklauseln. Die Schutzklauseln des Außenwirtschaftsrechts 

bezwecken anders als die „klassischen“ Schutzklauseln nicht den Schutz einzelner 

Mitgliedstaaten, sondern „schützen“ die  Gemeinschaft als solche, namentlich ihrer Wirtschaft 

und ihren Binnenmarkt. Die Mitgliedstaaten werden durch Schutzmaßnahmen, die die 

Gemeinschaft gegenüber Drittstaaten ergreift, zwar ebenfalls, aber nur mittelbar und insoweit 

wirtschaftlich vielfach in unterschiedlichem Ausmaß geschützt. Die Schutzklauseln des 

Außenwirtschaftsrechts sind im vertraglichen Gemeinschaftsrecht insofern verankert, als 

bereits der Vertrag von die Einführung von Schutzklauseln vorsieht und den 

Gemeinschaftsgesetzgeber hierzu ausdrücklich ermächtigt. (Artikel 133, ex-Artikel 113 EG-

Vertrag). Sie beruhen aber hinsichtlich ihres Anwendungsbereichs, ihres Verfahrens und der 

Kontrolle ihrer Anwendung durch den Europäischen Gerichtshof auf vom 

Gemeinschaftsgesetzgeber gesetzten (sekundärem) Gemeinschaftsrecht. Das 

Schutzklauselsystem des Außenwirtschaftsrechts steht - unter den Begrenzungen der 

                                                
3 Freiheit des Warenverkehrs, des Personenverkehrs (Niederlassungsfreiheit und Arbeitnehmerfreizügigkeit), des  
   Dienstleistungsverkehrs und des Kapitalverkehrs.  
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Grundrechte des Gemeinschaftsrechts - zur Disposition des Europäischen Parlaments und des 

Rates als Gemeinschaftsgesetzgebers. 

 

Im Gemeinschaftsrecht, namentlich in der Sekundärgesetzgebung der Gemeinschaft, die den 

Binnenmarkt sowie die Politik der Gemeinschaft in ihren verschiedenen Tätigkeitsbereichen 

wie den Umweltschutz betrifft, finden sich vielfach Regelungen, die sich ebenfalls als 

„Schutzklauseln“ bezeichnen. Regelungen dieser Kategorien von Schutzklauseln, auf die 

nicht näher eingegangen werden kann, sind ihrem Anliegen und ihrer Struktur nach zumeist 

nur Vorbehalte zugunsten nationaler Regelungen; sie haben in der Regel – von dem Namen 

abgesehen - mit den „klassischen“ Schutzklauseln sowie den Schutzklauseln des 

Außenwirtschaftsrechts und deren Anliegen wenig gemein. Im weitesten Sinn kann selbst das 

1996 auf der Konferenz von Amsterdam in Artikel 7 der EU-Vertrages festgelegte Verfahren 

der „Distanzierung“ der Europäischen Union von einem „unliebsamen“ Mitgliedstaat als eine 

„Schutzklausel“ bezeichnet werden. Nach Artikel 7 EU-Vertrag kann sich die Europäische 

Union, falls ein Mitgliedstaat die Grundsätze der Freiheit, der Demokratie sowie der Achtung 

der Menschenrechte und Grundfreiheiten des Artikels 6 EU-Vertrages schwerwiegend und 

anhaltend verletzt, vor dem betreffenden Mitgliedstaat in der Weise „schützen“, daß sie seine 

mitgliedstaatlichen und sonstigen Rechte aus dem Gemeinschaftsrecht suspendiert. Der 

Verwendung der Bezeichnung „Schutzklausel“ sind bislang weder im Sprachgebrauch der 

Gemeinschaft noch in der Europarechtswissenschaft Grenzen gesetzt.  

 

II, Das traditionelle Schutzklauselsystem 

 

Die neuen Schutzklauseln der Artikel 38 und 39 der Beitrittsakte werden nach dem Beitritt 

gegebenenfalls neben und ergänzend zu den bislang geltenden Schutzklauseln zur 

Anwendung gelangen. Ein Überblick über die traditionellen wirtschaftlichen Schutzklauseln, 

soweit sie nach wie vor gelten oder mit dem Beitrittsvertrag wieder aufleben, erscheint daher 

angezeigt.  

 

1, Definition der Schutzklausel 

 

Das Gemeinschaftsrecht kennt mangels ausreichender Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofs und Aufarbeitung durch die Europarechtswissenschaft bislang keine allgemein 

anerkannte Definition der Schutzklausel, namentlich nicht der Schutzklausel, die mit dem 
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Vertrag von Rom geschaffenen worden ist und im Vordergrund steht. Die einschlägigen 

Regelungen des Vertrages von Rom erlauben jedoch folgende Definition: 

 

         „Als Schutzklausel nach dem Vertrag von Rom ist eine Regelung des Gemeinschafts- 

         rechts anzusehen, die es den Mitgliedstaaten ermöglicht, aufgrund einer Ermächtigung  

         oder nachträglichen Billigung durch ein Gemeinschaftsorgan in bestimmten 

         tatbestandlich umschriebenen Fällen zur Überwindung wirtschaftlicher  

         Schwierigkeiten und Krisen von einer gemeinschaftsrechtlichen Norm abzuweichen.“4 

 

Auf Grund dieser Definition ist Voraussetzung für die Anwendung einer Schutzklausel, daß 

das Gemeinschaftsrecht für den Mitgliedstaat im Prinzip grundsätzlich anwendbar ist. Nur 

unter dieser Voraussetzung ist denkbar, daß einem Mitgliedstaat seitens der Gemeinschaft bei 

der Bewältigung seiner wirtschaftlichen Schwierigkeiten in der Weise geholfen werden kann, 

daß eine Verpflichtung oder Regelung des Gemeinschaftsrechts temporär suspendiert oder 

ihm auf andere Weise Beistand geleistet wird. Schutzklauseln unterscheiden sich damit von 

Übergangsregelungen und Anpassungsmaßnahmen. 

 

2, Schutzklauseln und Übergangsregelungen 

 

Übergangsregelungen und Anpassungsmaßnahmen sind gleichermaßen wie Schutzklauseln 

bereits seit der Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ein Element des 

vertraglichen Gemeinschaftsrechts. Sie bezwecken gleichermaßen wie die Schutzklauseln den 

Schutz eines Mitgliedstaates, unterscheiden sich aber von diesen dadurch, daß sie nicht eine 

bestehende den Mitgliedstaat belastende Verpflichtung des Gemeinschafts voraussetzen, 

sondern einen schutzbedürftigen Bewerberstaat - gänzlich oder pro rata temporis – von 

vornherein von der Anwendung einer Verpflichtung oder Regelung des Gemeinschaftsrechts 

befristet freistellen. Während sich Schutzklauseln - in dem hier verwandten Sinn – nur auf 

wirtschaftliche Sachverhalte beziehen, kann die befristete Freistellung eines Mitgliedstaats 

von einer Verpflichtung oder Regelung des Gemeinschaftsrechts bei einem Beitritt zur 

Gemeinschaft auch aus anderen Gründen, beispielsweise aus Gründen administrativer oder 

finanzieller Schwierigkeiten vereinbart werden. Übergangsregelungen und 

Anpassungsmaßnahmen haben einen weiter reichenden Anwendungsbereich. 

                                                
4 Siehe Martin Seidel in Institut für das Recht der Europäischen Gemeinschaften (Hrsg.), „Schutzmaßnahmen im 
  Gemeinsamen Markt“, Kölner Schriften des Gemeinschaftsrechts, Bd. 28, 1977, S.30. 
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In einer bestimmten Weise haben aber Übergangsregelungen und Anpassungsmaßnahmen mit 

den Schutzklauseln eines gemeinsam. Sowohl Schutzmaßnahmen, die aufgrund von 

Schutzklauseln getroffen werden, als auch Übergangsregelungen oder 

Anpassungsmaßnahmen, die beim Beitritt von vornherein vereinbart werden, sind so 

ausgestaltet, als das Auslaufen beider Regelungsinstrumente nicht von einer 

Willensentscheidung des begünstigten Staates abhängt, sondern automatisch eintritt. 

Schutzmaßnahmen aufgrund von Schutzklauseln bedürfen der Ermächtigung durch ein Organ 

der Gemeinschaft und unterliegen der Aufhebung durch eine Entscheidung der Gemeinschaft. 

Aus der Ausgestaltung und der Funktion der Schutzklausel ergibt sich, daß die Aufhebung 

einer Schutzmaßnahme nicht der freien Entscheidung des begünstigten Staates überlassen ist. 

Wird das Auslaufen einer Übergangsregelung oder Anpassungsregelung in die freie 

Entscheidung des begünstigten Staates gestellt, handelt es sich um die Fallgestaltung einer 

partiellen Nicht-Teilnahme am Gemeinsamen Markt bzw. der Europäischen Union.5  

 

Schutzklauseln sowie Übergangs- und Anpassungsregelungen sind gleichermaßen Hilfen zur 

Selbsthilfe. Beide Instrumente der Bewältigung von Schwierigkeiten erfüllen ihre Funktion 

nur dann, wenn sich die wirtschaftlichen bzw. die gesellschaftlichen Verhältnisse während der 

Geltungsdauer der Schutzmaßnahme in einer Weise verändern, daß der geschützte Staat nach 

ihrem Auslaufen die suspendierte Verpflichtung erfüllen bzw. die suspendierte Rechtsnorm 

anwenden kann. Die Dauer einer genehmigten Schutzmaßnahme bzw. die beim Beitritt 

vereinbarte Übergangsregelung kann zwar nicht durch den Mitgliedstaat autonom, wohl aber 

auf seinen Antrag von der Gemeinschaft verlängert werden. Einer Verlängerung sind lediglich 

insofern Grenzen gesetzt, als die Schutzmaßnahme nicht in einen dauerhaften Zustand 

ausarten und in eine partielle Nicht-Teilnahme an der Gemeinschaft umschlagen darf. Wenn 

bei der Bewilligung einer Schutzmaßnahme auf Grund einer Schutzklausel nicht damit zu 

rechnen ist, daß sich die maßgeblichen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse 

ändern werden, der schutzbegehrende Mitgliedstaat demzufolge die suspendierte 

Verpflichtung oder Rechtsnorm auf Dauer nicht wird anwenden können, verfehlen 

                                                
5 Die partielle Mitgliedschaft bzw. die partielle Nicht-Teilnahme ist bislang kein allgemeines Strukturelement 
des Verfassungssystems der Europäischen Union. Der rechtliche Status Großbritanniens und Dänemarks im 
Rahmen der Währungsunion aufgrund des Vertrages von Maastricht und das System des Vertrages von 
Schengen beruhen nicht auf einem Regelungssystem der „Teilweisen Mitgliedschaft“, sondern sind fallbezogene 
„Ad hoc“-Regelungen. 
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Schutzmaßnahmen aufgrund von Schutzklauseln gleichermaßen wie Übergangsregelungen 

ihren Sinn und Zweck.  

 

Solange Übergangsfristen und Anpassungsregelungen noch nicht ausgelaufen sind, gelangen 

Schutzklauseln nur begrenzt zur Anwendung. Da letztere zur Voraussetzung haben, daß der 

Mitgliedstaat die Norm oder Verpflichtung, von der er freigestellt werden möchte, bereits 

anwendet, kann begrifflich während der Dauer einer Übergangsregelung ein Mitgliedstaat 

nicht von der Anwendung einer Verpflichtung oder Regelung temporär suspendiert werden, 

die infolge einer Freistellung durch eine Übergangsfrist oder Anpassungsregelung für ihn 

noch nicht oder noch nicht in vollem Umfang zu Geltung gelangt. Wenn daher bei einem 

Beitritt zur Gemeinschaft einerseits eine Vielzahl von jahrelangen Übergangsfristen und 

Anpassungsregelungen vereinbart werden, andererseits die ebenfalls vereinbarten 

Schutzklauseln, wie die Artikel 38 und 39 der Beitrittsakte,  nur innerhalb der ersten drei 

Jahre nach dem Beitritt in Anspruch genommen werden können,  muß sichergestellt sein, daß 

die Schutzklausel nicht leerläuft. Falls die Ausgestaltung der Übergangsfristen und 

Anpassungsregelungen und die Befristung der Schutzklausel nicht in Einklang zu bringen 

sind, kann sich die Frage stellen, ob nicht  – zwecks Schließung einer Regelungslücke des 

Vertragswerks - im Wege der Auslegung des Vertrages von einer verlängerten Geltungsdauer 

der Schutzklausel auszugehen ist oder zumindest deren Geltungsdauer durch den 

Gemeinschaftsgesetzgeber verlängert werden kann. 

 

3, Souveränitätsvorbehalte und Ordre-public-Klauseln 

 

Das vertragliche Gemeinschaftsrecht kennt sog. Souveränitätsvorbehalte, beispielsweise die 

Regelung, wonach die Freizügigkeit für Arbeitnehmer im Bereich der öffentlichen 

Verwaltung nicht zur Anwendung gelangt (Artikel 39 Absatz 4 EG-Vertrag, ex-Artikel 48 

Absatz 4 EWG-Vertrag). Es enthält ferner sog. Ordre-public-Klauseln, aufgrund derer die 

Mitgliedstaaten zum Schutz ihrer „Allgemeininteressen“ (EuGH) die vier Grundfreiheiten 

„suspendieren“ können.6 Entgegen manchem Mißverständnis und ihrer verschiedentlichen 

Fehleinschätzung sind diese beiden Regelungsinstrumente, sowohl die sog. 

Souveränitätsvorbehalte als auch die sog. Ordre-public-Klauseln nicht dem System der 

                                                
6  Warenverkehr:                    Artikel 30 EG-Vertrag, ex-Artikel 36 EG-Vertrag, 
   Arbeitnehmerfreizügigkeit: Artikel 39 Ansatz 3, ex-Artikel 48 Absatz 3 EG-Vertrag, 
   Niederlassungsfreiheit:        Artikel 46 EG-Vertrag, ex-Artikel 56 EG-Vertrag,  
   Dienstleistungsverkehr:       Artikel 55 EG-Vertrag, ex-Artikel 66 EG-Vertrag,  
   Kapitalverkehr:                    Artikel 58 EG-Vertrag, ex  Artikel 73 d EG-Vertrag. 
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Schutzklauseln zuzurechnen. Sie sind jedenfalls keine Schutzklauseln in dem hier definierten 

Sinn. 

 

Die Souveränitätsvorbehalte und die Ordre-public-Klauseln haben in gewisser Hinsicht  

ebenfalls „Schutzcharakter“. Der Souveränitätsvorbehalt sichert die autonome 

Handlungsermächtigung der Mitgliedstaaten bzw. wahrt die Souveränität der Mitgliedstaaten 

in einem Teilbereich hoheitlichen Handelns, das im Prinzip der Gemeinschaft überantwortet 

ist. Souveränitätsvorbehalte werden auf den Regierungskonferenzen vereinbart, um der 

Europäischen Union die Zuständigkeit in Teilbereichen einer ihr übertragenen 

Regelungsmaterie vorzuenthalten. Selbst bei der Fallgestaltung, daß sich, wie im Bereich der 

Rüstungswirtschaft, der Souveränitätsvorbehalt auf einen Wirtschaftssektor bezieht, ist das 

Objekt des Schutzes indes nicht etwa die „Rüstungswirtschaft“, sondern sichert der 

Regelungsvorbehalt die Souveränität der Mitgliedstaaten im Bereich der Außen-, Sicherheits- 

und Verteidigungspolitik. Das für die Schutzklausel in dem hiesigen Sinn diskutierte 

maßgebliche Merkmal einer Handlungsermächtigung der Mitgliedstaaten infolge 

wirtschaftlicher Schwierigkeiten ist nicht erfüllt. 

 

Für die sog. Ordre-public-Klauseln gilt ähnliches. Ihr „Schutzobjekt“ ist nicht die Wirtschaft, 

sondern sind die öffentliche Ordnung und Sicherheit sowie die zahlreichen anderen in den 

betreffenden Regelungen genannten, zum Teil durch Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofs ergänzten öffentlichen Güter, insbesondere das „Leben und die Gesundheit von 

Menschen“. Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs, die nicht mehr 

kontrovers ist, ist die „nationale Wirtschaft“ kein Rechtsgut, zu dessen Schutz ein 

Mitgliedstaat die Ordre-public-Klauseln in analoger Anwendung für sich in Anspruch nehmen 

kann. Demnach ließen sich die „Ordre-public-Klauseln“ allenfalls bei einer weiter gefaßten 

Definition, die dem traditionellen Verständnis zuwiderlaufen würde, in eine zweite Kategorie 

von „Schutzklauseln“ einordnen. 

 

Die Souveränitätsvorbehalte und die sog. Ordre-public-Klauseln werden von den 

Mitgliedstaaten autonom in Anspruch genommen. Alle Regelungen und Maßnahmen, die von 

den Mitgliedstaaten aufgrund von Souveränitätsvorbehalten oder von Ordre-public-Klauseln 

verfügt werden, sind anders als Schutzmaßnahmen aufgrund von Schutzklauseln keine Hilfen 

zur Selbsthilfe. Sie können auf Dauer angelegt sein, bedürfen keiner vorherigen Billigung 

durch die Gemeinschaft und unterliegen im Falle ihrer Inanspruchnahme durch die 
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Mitgliedstaaten lediglich der nachträglichen Überprüfung durch den Europäischen 

Gerichtshof. Sie unterscheiden sich hinsichtlich des Verfahrens ihrer Inanspruchnahme 

wesentlich von den Schutzklauseln, deren Handlungsermächtigungen in ein 

Gemeinschaftsverfahren eingebunden sind, d. h. der vorherigen oder nachträglichen Billigung 

durch die Gemeinschaft bedürfen.  

 

III, Das System der Schutzklauseln des Vertrages von Rom  

 

Mit dem Vertrag von Rom wurden mehrere Schutzklauseln in das Gemeinschaftsrecht 

eingefügt. Zwei der betgreffenden Schutzklauseln, nämlich die sog. handelspolitische 

Schutzklausel (Artikel 115 EWG-Vertrag, nunmehr Artikel 134 EG-Vertrag) und die 

Schutzklausel bei Zahlungsbilanzschwierigkeiten (Artikel 108, 109 EWG-Vertrag, nunmehr 

Artikel 119, 120 EG-Vertrag) sind nach wie vor geltendes Recht. Diese beiden 

Schutzklauseln, die unter 1) und 2) dargestellt und erläutert werden, können von den 

Beitrittsländern in Anspruch genommen werden. Eine dritte Schutzklausel des Vertrages von 

Rom (Artikel 226 EWG-Vertrag) ist mit der Übergangszeit der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft Ende 1969 außer Kraft getreten. Diese für die Wirtschaft 

bedeutsame Schutzklausel, die unter 3) dargestellt und erläutert wird, ist in der Vergangenheit 

jeweils mit den Beitrittsverträgen zeitlich befristet wieder aufgelebt und lebt in dem 

Beitrittsvertrag mit den zehn neuen Mitgliedstaaten ebenfalls zeitlich befristet wieder auf.  

 

1, Die handelspolitische Schutzklausel 

 

Nach Artikel 134 (ex-Artikel 115) EG-Vertrag kann ein Mitgliedstaat von der Kommission zu 

Schutzmaßnahmen ermächtigt werden, um sicherzustellen, daß die Durchführung von 

handelspolitischen Maßnahmen, die er im Einklang mit dem Vertrag getroffenen hat, nicht 

durch eine Verlagerung von Handelsströmen verhindert wird. Der Mitgliedstaat kann 

außerdem zu Schutzmaßnahmen ermächtigt werden, wenn Unterschiede zwischen den 

handelspolitischen Maßnahmen der Mitgliedstaaten zu wirtschaftlichen Schwierigkeiten 

führen. Im Falle der Dringlichkeit können die Mitgliedstaaten - gestützt auf eine 

Ermächtigung der Kommission, die in einem Eilverfahren eingeholt werden kann -  autonom 

bestimmen, welche Schutzmaßnahmen sie für erforderlich halten. 
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Im Zuge der Reformen des Vertrages von Rom wurde wiederholt geltend gemacht, daß die 

Schutzklausel angesichts der vereinheitlichten Handelspolitik der Mitgliedstaaten ihren Sinn 

verloren habe. Die Beibehaltung der Schutzklausel ungeachtet der Forderung nach ihrer 

Aufhebung spiegelt das mangelnde Vertrauen der Mitgliedstaaten und der Organe der 

Europäischen Gemeinschaft in die einheitliche Handelspolitik der Gemeinschaft wider. 

Allerdings sind national unterschiedliche Maßnahmen der Handelspolitik mit Drittstaaten 

keineswegs schlechthin mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar. Die Handelspolitik ist zwar 

eine ausschließliche Zuständigkeit der Gemeinschaft, jedoch können die Mitgliedstaaten 

aufgrund von Ermächtigungen des Rates autonom Maßnahmen im Bereich des Außenhandels 

mit Drittstaaten treffen.  

 

Nach dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten zur Gemeinschaft werden diesbezügliche 

Ermächtigungen an die Mitgliedstaaten voraussichtlich häufiger als in der Vergangenheit 

notwendig werden. Die handelspolitische Schutzklausel wird wahrscheinlich - nicht nur aus 

dem vorstehenden Grund - häufiger als in der Vergangenheit zur Anwendung gelangen. 

 

2, Die Schutzklausel bei Zahlungsbilanzschwierigkeiten 

 

Nach Artikel 119, 120 EG-Vertrag (Artikel 108, 109 Vertrag von Rom, Artikel 109 h, 109 i 

Vertrag von Maastricht) kann ein Mitgliedstaat bei Zahlungsbilanzschwierigkeiten mit 

Ermächtigung der Kommission, bei plötzlichen Zahlungsbilanzschwierigkeiten auch ohne 

Ermächtigung vorab autonom, Schutzmaßnahmen verfügen. Aufgrund dieser Schutzklausel 

sind – theoretisch – selbst Eingriffe in die Freiheit des Waren-, des Dienstleistungs- und des 

Personenverkehrs nicht ausgeschlossen. In der Regel dürften sich jedoch die 

Schutzmaßnahmen aus wirtschaftspolitischen Gründen auf Eingriffe in die Freiheit des 

Zahlungs- und Kapitalverkehrs beschränken. Bei einem Zahlungsbilanzdefizit sind in der 

Regel  Ausfuhrbeschränkungen für Kapital notwendig und ausreichend; bei einer durch 

Zahlungsbilanzüberschüsse gekennzeichneten sogenannten positiven Zahlungsbilanzkrise 

sind außer Einfuhrbeschränkungen für Kapital weitere Eingriffe in den Gemeinsamen Markt 

ebenfalls nicht geboten.  

 

Die aufgezeigten Schutzmaßnahmen sind nur hilfsweise erforderlich. Nach der Schutzklausel 

gelangt primär ein Verfahren des finanziellen Beistands der übrigen Mitgliedstaaten 

gegenüber dem in Zahlungsbilanzschwierigkeiten geratenen Mitgliedstaat zur Anwendung. 



 11 

Das Verfahren des Beistandes ist obligatorisch und dient der Erhaltung des erreichten 

Integrationsstandes, der durch nationale Schutzmaßnahmen stets beeinträchtigt wird. Eingriffe 

in den liberalisierten Wirtschaftsverkehr durch Schutzmaßnahmen sollen erst erfolgen, wenn 

der Beistand nicht geleistet wird oder dieser sich als unzulänglich erweist.  

 

Für die derzeit zwölf Mitgliedstaaten, die bereits der Währungsunion in ihrer dritten Stufe 

angehören, d. h. den Euro als einheitliche Währung eingeführt haben, hat die Schutzklausel 

keine Bedeutung mehr. Von Bedeutung sind die Regelungen der Schutzklausel  wohl auch 

nicht für die drei alten Mitgliedstaaten Großbritannien, Dänemark und Schweden, die noch 

nicht der Währungsunion angehören und für die die Schutzklausel daher nach wie vor 

geltendes Recht ist. Dagegen kann die Schutzklausel für die zehn neuen Beitrittsländer, bei 

denen Zahlungsbilanzschwierigkeiten nicht auszuschließen sein dürften, Bedeutung erlangen. 

  

Die Inanspruchnahme der Schutzklausel würde indes den Mitgliedstaat, der sich auf sie 

beruft, von der Aufnahme in die Währungsunion in ihrer dritten Stufe zumindest für die 

Dauer von zwei Jahren ausschließen. Voraussetzung für den Eintritt in die Währungsunion in 

ihrer dritten Stufe ist nämlich, daß der Mitgliedstaat unter anderem zuvor zwei Jahre bei der 

Gestaltung seiner äußeren Währungspolitik die normalen Bandbreiten des 

Wechselkursmechanismus des Europäischen Währungssystems eingehalten hat. Ein 

Mitgliedstaat, der infolge Zahlungsbilanzschwierigkeiten  die  Schutzklausel in Anspruch 

nimmt, läßt offenkundig werden, daß er die Bandbreiten des Wechselkursmechanismus nicht 

autonom einhalten kann. Damit schließt sich der Mitgliedstaat aus rechtlichen Gründen 

zumindest für zwei Jahre vom Beitritt zur Währungsunion aus. 

 

Die Schutzklausel wurde in der Vergangenheit von vier Mitgliedstaaten, namentlich  

Frankreich, Deutschland, Italien und Großbritannien, in Anspruch genommen.7 Es kann 

davon ausgegangen werden, daß sie im Zuge der Eingliederung der zehn neuen 

Mitgliedstaaten zur Anwendung erlangen wird. 

 

 

 

 

 

                                                
7  Martin Seidel, oben S. 5,  Fn 4. 
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3, Die durch die Beitrittsverträge neu auflebende allgemeine Schutzklausel des  

   Artikel 226 EWG-Vertrag 

 

Der EWG-Vertrag sah in Artikel 226 für die Zeit des Aufbaus des Gemeinsamen Marktes 

eine – bedeutsame - sog. allgemeine Schutzklausel vor. Aufgrund dieser Schutzklausel konnte 

ein Mitgliedstaat bei „Schwierigkeiten, welche einen Wirtschaftszweig erheblich und 

voraussichtlich anhaltend treffen oder welche die wirtschaftliche Lage eines bestimmten 

Gebietes beträchtlich verschlechtern könnten“, mit Ermächtigung der Kommission 

Schutzmaßnahmen ergreifen.  Als Schutzmaßnahmen kamen unter der Auflage der 

Verhältnismäßigkeit alle denkbaren Eingriffe in den liberalisierten Wirtschaftsverkehr in 

Betracht. Die Schutzklausel war befristet und galt während der vertraglich vorgesehenen 

Aufbauzeit des Gemeinsamen Marktes (1958 – 1970) und wurde insbesondere von Frankreich 

nach den Unruhen im Mai 1968 in Anspruch genommen.  

 

Zum Ende der Übergangszeit 1969 haben die Mitgliedstaaten und die Organe der 

Gemeinschaft überlegt, die Geltungsdauer der Schutzklausel auf der Grundlage einer 

Entscheidung nach Artikel 235 EWG-Vertrag zu verlängern. Die Erörterungen führten aus 

rechtlichen Gründen sowie im Hinblick auf die seiner Zeit in allen Mitgliedstaaten 

prosperierende wirtschaftlichen Entwicklung zu keinen entsprechenden Schritten des 

Gemeinschaftsgesetzgebers.  

 

Die Beitrittsverträge mit Dänemark, Großbritannien und Irland (1973), mit Griechenland 

(1981), mit Spanien und Portugal (1986) sowie mit Finnland, Schweden und Österreich 

(1995) haben die Schutzklausel des Artikel 226 wieder aufleben lassen.8 In den Verträgen 

wurden aber kürzere Geltungszeiträume festgelegt. Der Beitrittsvertrag mit den zehn neuen 

Mitgliedstaaten läßt in Artikel 37 die Schutzklausel des Artikel 226 ebenfalls wieder 

aufleben. Artikel 37 legt fest, daß sowohl die zehn neuen Mitgliedstaaten als auch die alten 

Mitgliedstaaten „unter den gleichen Bedingungen“, d. h. „bei einer erheblichen und 

voraussichtlich anhaltenden Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Lage eines 

Wirtschaftszweigs oder eines Gebietes“ die Schutzklausel in Anspruch nehmen können. 

 

Der Zeitraum für die Inanspruchnahme der Schutzklausel ist mit nur drei Jahren 

außerordentlich kurz bemessen. Innerhalb der ersten drei Jahre nach dem Beitritt werden 

                                                
8  So beispielsweise Artikel 135 der Beitrittsakte Dänemark, Großbritannien und  Irland.  
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infolge der Übergangsregelungen zahlreiche Verpflichtungen und Normen für die 

Beitrittsländer noch nicht geltendes Recht sein. Ob alle Wirtschaftszweige und 

Wirtschaftsgebiete, ohne daß temporäre Schutzmaßnahmen erforderlich sind, dem 

Wettbewerbsdruck des Gemeinsamen Marktes standhalten können, kann sich erst nach dem 

Auslaufen der Übergangsregelungen erweisen. Voraussichtlich wird es demnach noch vor 

dem Ablauf der dreijährigen Frist wie seiner Zeit 1969 zu einer Erörterung über die 

Verlängerung der Geltungsdauer auf der Grundlage eines Rechtsaktes gemäß Artikel 308 (ex-

Artikel 235) EG-Vertrag kommen. Gleiches wird hinsichtlich der unten zu erörternden 

weiteren Schutzklauseln des Beitrittsvertrages der Fall sein. 

 

4, Die Schutzklausel des Beihilfenaufsichtsrechts des Artikels 87 Absatz 3  

    Buchstabe b  EG-Vertrag (ex-Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b) 

 

Eine weitere Schutzklauselverbirgt sich hinter Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b (ex-Artikel 92 

Absatz 3 Buchstabe b) EG-Vertrag. Sie wird im allgemeinen als solche nicht erkannt und 

daher zumeist nicht als Schutzklausel diskutiert. Nach dieser Regelung kann die Kommission 

in dem üblichen Verfahren der Aufsicht über Wirtschaftsbeihilfen auf Antrag eines 

Mitgliedstaats eine Beihilfe „zur Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben“ 

für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklären.  

 

Von dieser Schutzklausel wurde in der Vergangenheit Gebrauch gemacht, wobei die den 

Mitgliedstaaten zugebilligten Beihilfen nicht als „Schutzmaßnahmen“ diskutiert wurden. 

Nicht ausgeschlossen ist, daß im Zuge der Eingliederung der Wirtschaft der zehn 

Beitrittsländer in den Gemeinsamen Markt verstärkt auf diese Schutzklausel zurückgegriffen 

wird. Der Rückgriff auf die Schutzklausel seitens der neuen Mitgliedstaaten bietet sich vor 

allem in den Fällen an, in denen die Beihilfen der neuen Mitgliedstaaten von der 

Gemeinschaft im Rahmen der Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts 

teilweise mitfinanziert oder gar in vollem Umfang refinanziert werden können.  

 

5, Nicht wieder auflebende Schutzklauseln des Vertrages von  Rom 

 

Die drei nachstehend dargestellten Schutzklauseln des Vertrages von Rom wurden 1993 mit 

dem Vertrag von Maastricht von den Mitgliedstaaten aufgehoben. Sie sind 1995 mit dem 
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Beitrittsvertrag mit Finnland, Schweden und Österreich nicht wieder aufgelebt und leben auch 

in dem Beitrittsvertrag mit den zehn neuen Mitgliedstaaten nicht wieder auf.  

 

a), Die Schutzklausel bei einer gemeinschaftsinteressenwidrigen Wechselkursänderung 

      eines anderen Mitgliedstaates 

 

Nach Artikel 107 Absatz 2 des alten EWG-Vertrages konnte ein Mitgliedstaat bei einer 

Wechselkursänderung eines anderen Mitgliedstaates, die er und die Gemeinschaft als 

„gemeinschaftsinteressenwidrig“ erachtete, vornehmlich im Falle eines sog. 

Währungsdumpings, mit Genehmigung der Kommission geeignete Schutzmaßnahmen 

ergreifen. Die Schutzklausel, zu deren Anrufung es nicht gekommen war, wurde auf der 

Konferenz von Maastricht aufgehoben, weil die Konferenzpartner der Auffassung waren, daß 

alle Mitgliedstaaten in naher Zukunft gemeinsam der Währungsunion angehören würden. 

Nach der Einführung  einer einheitlichen Währungspolitik mit einer einheitlichen Währung 

würden nationale Wechselkurse, die geändert werden könnten, nicht mehr bestehen.  

 

Die neuen Beitrittsländer werden trotz ihres Bestrebens nach möglichst baldiger Einführung 

der Währung der Europäischen Union voraussichtlich nicht in naher Zukunft der 

Währungsunion in ihrer dritten Stufe beitreten. Sie werden ihre Währungen beibehalten und  

demzufolge eine eigene Wechselkurspolitik verfolgen. Es ist aber zu bezweifeln, ob die 

Schutzklausel im Interesse der Gemeinschaft wieder aufleben sollte. Inzwischen scheint sich 

in allen Mitgliedstaaten, auch in den Beitrittsländern, die Erkenntnis durchgesetzt zu haben, 

daß nationale Wechselkursänderungen, die nicht zugleich den Interessen der anderen 

Handlungspartner gerecht werden, insbesondere das sog. Währungsdumping, mit nachteiligen 

Folgen für die eigene Wirtschaft verbunden sind. 

 

b), Die Schutzklausel bei einer Störung des nationalen Kapitalmarktes  

       

Nach Artikel 73 des alten EWG-Vertrages, der ehemals „klassischen“ Schutzklausel des 

Kapitalverkehrs, konnte ein Mitgliedstaat, um seinen Kapitalmarkt vor einer Störung zu 

sichern, geeignete Schutzmaßnahmen ergreifen. Für die Schutzmaßnahmen war eine 

Ermächtigung der Kommission erforderlich, wobei aber über die Erteilung der Ermächtigung 

letztlich der Rat in zweiter Instanz entschied. Die Schutzklausel wurde auf der Konferenz von 

Maastricht als obsolet aufgehoben, nachdem der innergemeinschaftliche und zugleich auch 
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der Kapitalverkehr über die Außengrenzen der Gemeinschaft unter weitestgehender 

Aufhebung aller Beschränkungen liberalisiert wurde.  

 

Die neuen Mitgliedstaaten haben die Liberalisierung des Kapitalverkehrs, wenn auch auf der 

Grundlage von Übergangsregelungen, als gemeinschaftlichen Besitzstand übernommen. Ob 

sie ohne ein Wiederaufleben der Schutzklausel gleichwohl in der Lage sein werden, ihre 

Kapitalmärkte mit dem Kapitalmarkt der Gemeinschaft problemlos zu verschmelzen, bleibt 

abzuwarten. 

 

c), Die Schutzklausel bei einer national unterschiedlichen Devisenpolitik  

 

Nach Artikel 70 Absatz 2 des alten EWG-Vertrages konnte ein Mitgliedstaat, ohne daß er 

hierfür eine Ermächtigung der Kommission einzuholen brauchte, Schutzmaßnahmen 

ergreifen, um zu verhindern, daß seine Devisenpolitik im Bereich des Kapitalverkehrs infolge 

einer unterschiedlichen Devisenpolitik von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat umgangen wurde 

und sich daraus Verlagerungen des Kapitalverkehrs ergaben. Der Mitgliedstaat war indes 

nicht von jeglicher Bindung an das Gemeinschaftsrecht freigestellt. Vielmehr konnte der Rat 

auf Vorschlag der Kommission den Mitgliedstaat zur Aufhebung der Beschränkungen 

anhalten und erforderlichenfalls seine Entscheidung auch über den Europäischen Gerichtshof 

durchsetzen. 

 

Die aufgehobene Schutzklausel des Artikels 70 Absatz 2 des Vertrages von Rom war das 

Gegenstück zu der nach wie vor geltenden handelspolitischen Schutzklausel des Artikels 134 

EG-Vertrag (ex-Artikel 115). 

 

Die Schutzklausel des Artikels 70 Absatz 2 wurde auf der Konferenz von Maastricht ebenfalls 

aus Gründen der Liberalisierung des Kapitalverkehrs und der Errichtung der Währungsunion 

aufgehoben. Abzuwarten bleibt indes, ob sich in Zukunft für die neuen Mitgliedstaaten die 

Frage nach einem Wiederaufleben der Schutzklausel stellt.  
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d), Die in Maastricht neu in das Vertragswerk aufgenommene - gelegentlich als 

     Schutzklausel bezeichnete -  Regelung des Artikels 58 EG-Vertrag (ex-Artikel 73 d) 

 

Gemäß Artikel 58 EG-Vertrag, der mit dem Vertrag von Maastricht neu in das Vertragswerk 

aufgenommen wurde, können die Mitgliedstaaten unter anderem aufgrund von Regelungen 

des Steuerrechts sowie des Rechts der Aufsicht über die Finanzinstitute, die aus Gründen der 

öffentlichen Ordnung und Sicherheit gerechtfertigt sind, autonom Beschränkungen des 

Kapitalverkehrs aufrechterhalten oder neu einführen. Artikel 58 EG-Vertrag ist indes nach 

dem Verständnis, das dieser Abhandlung im Einklang mit der wohl herrschenden Auffassung 

zugrunde liegt, keine Schutzklausel, sondern ein Ordre-public-Vorbehalt. Die Regelung des 

Artikel 58 findet sich nicht bereits in dem Vertrag von Rom, weil die Freiheit des 

Kapitalverkehrs nach dem alten EWG-Vertrag nicht in vollem Ausmaß gewährleistet war. Er 

wurde auf der Konferenz von Maastricht in das Regelungswerk der vier Grundfreiheiten des 

Gemeinsamen Marktes eingefügt, nachdem auf dieser Konferenz die Freiheit des 

Kapitalverkehrs abschließend rechtlich geregelt wurde.  

 

Es ist nicht auszuschließen, daß die Regelung des Artikels 58 EG-Vertrag in Zukunft in der 

erweiterten Union über die ihr gesetzten Grenzen hinaus, insbesondere zum Schutz des 

„nationalen Kapitalmarktes“, des „nationalen Sparaufkommens“ oder der nationalen 

Zinsstruktur in Anspruch genommen wird. Die erweiterte Union wird für längere Zeit ein 

größeres wirtschaftliches Gefälle aufweisen und durch mangelnde wirtschaftliche 

Homogenität gekennzeichnet sein. 

 

e), Exkurs:  Artikel 59 und 60 EG-Vertrag 

 

Auf der Konferenz von Maastricht wurden die Artikel 59 und 60 als „Schutzklauseln“ des 

Gemeinschaftsrechts in den EG-Vertrag eingefügt. Die beiden Artikel betreffen indes nicht 

den innergemeinschaftlichen Wirtschaftsverkehr, sondern die wirtschaftlichen Beziehungen 

der Europäischen Gemeinschaft zu Drittstaaten. Nach Artikel 59 kann der Rat für den Fall, 

daß Kapitalbewegungen nach oder aus dritten Ländern unter außergewöhnlichen Umständen 

das Funktionieren der Wirtschafts- und Währungsunion schwerwiegend stören oder zu stören 

drohen, mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung der 
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Europäischen Zentralbank Schutzmaßnahmen mit einer – verlängerbaren - Geltungsdauer von 

sechs Monaten treffen. Nach Artikel 60 kann der Rat nach dem Verfahren des Artikel 301,  d. 

h. mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission, falls im Rahmen der 

Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik Wirtschaftssanktionen gegenüber einem dritten 

Staat beschlossen worden sind, diesem gegenüber notwendige Sofortmaßnahmen auf dem 

Gebiet des Kapital- und Zahlungsverkehrs ergreifen. Da die beiden Schutzklauseln indes nicht 

das Verhältnis der neuen Mitgliedstaaten zu den alten Mitgliedstaaten betreffen, können sie 

wie die Schutzklauseln des Außenwirtschaftsrechts im Rahmen dieser Abhandlung außer 

Betracht bleiben.  

 

IV,  Die neuen Schutzklauseln der Beitrittsakte der Osterweiterung  

 

Die Aufnahme der Artikel 38 und 39 in die Beitrittsakte als neue Schutzklauseln -  zusätzlich 

zu der mit Artikel 37 des Beitrittsvertrags wieder auflebenden alten allgemeinen 

Schutzklausel -  wurde bei den Beitrittsverhandlungen von der Europäischen Union als 

notwendige Ergänzung des bestehenden Schutzklauselsystems betrachtet. Die Aufnahme der 

beiden Schutzklauseln wurde von der Kommission als Forderung der Gemeinschaft in die 

Verhandlungen eingebracht, nachdem zuvor der Rat – auf Vorschlag der Kommission – ihre 

Aufnahme in den Beitrittsvertrag als „Vorsichtsmaßnahme“ gefordert und die Einbringung 

seiner Forderung in die Verhandlungen durch die Kommission verlangt hatte.9  Zu der 

„Vorsichtsmaßnahme“ sah sich der Rat angesichts der besonderen Umstände des 

bevorstehenden Abschlusses der Beitrittsverhandlungen veranlaßt. Die Beitrittsverhandlungen 

wurden im Dezember 2002 nicht aufgrund der üblichen Feststellung beendet, daß die 

Beitrittsländer die Voraussetzungen für die Aufnahme in die Europäische Union vollständig 

erfüllten. Sie wurden vielmehr, ohne daß die vollständigen Erfüllung der 

Beitrittsvoraussetzungen festgestellt wurde, anders als bei früheren Beitrittsverhandlungen 

aufgrund der Prognose der Kommission für beendet erklärt, daß alle Beitrittsländer die noch 

anstehenden weiteren Reformen fortsetzen würden und bis zum Beitritt am 1. Mai 2004 alle 

Kopenhagener Kriterien erfüllt sein würden. Der Kommission und dem Rat schien aus 

politischen Gründen ein weiteres Abwarten und ein weiteres Hinausschieben der Aufnahme 

der Beitrittsländer nicht mehr vertretbar. Die Kommission übernahm die Verpflichtung, ihre 

Prognose durch eine intensive Beobachtung zu überprüfen. Sie wurde verpflichtet, dem Rat 

und dem Europäische Parlament sechs Monate vor dem Beitritt, also zum 01. November 

                                                
9 So die Kommission in ihrem Strategiepapier vom Herbst 2002 
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2003, einen umfassenden Bericht über das Ergebnis ihrer Beobachtungen vorzulegen. Die 

Kommission verpflichtete sich ferner gegenüber dem Europäischen Parlament und dem Rat, 

daß sie als Hüterin des Vertrages gegenüber den zehn Beitrittsländern nach deren Beitritt die 

ihr nach dem Vertrag zur Verfügung stehenden Mechanismen der Überwachung, 

einschließlich der Anrufung des Europäischen Gerichtshofs im Wege von 

Vertragsverletzungsverfahren, anwenden werde. Die Kommission, der Rat und das 

Europäische Parlament befürchteten, daß sich die traditionellen Mechanismen der 

Überwachung und der Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts gegenüber den neuen 

Mitgliedstaaten angesichts der einmaligen Umstände der Osterweiterung möglicherweise als 

unzulänglich erweisen könnten. Die besonderen Schwierigkeiten, die bei diesem Beitritt zu 

erwarten waren, könnten möglicherweise mittels der traditionellen Mechanismen nicht 

bewältigt werden. Die beiden neuen Schutzklauseln, die Ausdruck dieser Besorgnis sind, 

beruhen auf der gemeinsamen Erkenntnis der Kommission und des Rates, daß die 

bevorstehende Erweiterung der Europäischen Union, namentlich um die Länder Mittel- und 

Osteuropas und die drei baltischen Staaten nach den jahrelangen Verhandlungen aus 

politischen Gründen keinen weiteren zeitlichen Aufschub mehr zuließ. Etwaige noch 

ausstehende Maßnahmen der Beitrittsländer zur Herstellung ihrer Beitrittsreife könnten daher 

nur noch nach vollzogener Erweiterung der Gemeinschaft eingefordert werden.  

 

1, Die neue binnenmarktbezogene Schutzklausel des Artikels 38 der Beitrittsakte  

 

Artikels 38 der Beitrittsakte ist eine binnenmarktbezogene Schutzklausel und als solche 

Ausdruck der vorstehend beschriebenen Befürchtung von Rat und Kommission. Sie bezweckt 

gleichermaßen den Schutz der erreichten Integrationsstandes wie den Schutz der alten 

Mitgliedstaaten vor Störungen, die von den neuen Mitgliedstaaten für den Binnenmarkt 

ausgehen können.  

 

Die Schutzklausel kann in Anspruch genommen werden, wenn eine neuer Mitgliedstaat 

vertragliche Verpflichtungen verletzt und dadurch das Funktionieren des Binnenmarktes 

gestört wird. Nach Artikel 38 der Beitrittsakte ist die Kommission für einen Zeitraum von drei 

Jahren nach dem Inkrafttreten der Beitrittsakte ermächtigt, auf Antrag eines Mitgliedstaates 

oder auf eigene Initiative „geeignete Maßnahmen zu treffen“, wenn „ein neuer Mitgliedstaat 

im Rahmen der Beitrittsverhandlungen eingegangene Verpflichtungen – einschließlich der 

Verpflichtungen in allen sektorbezogenen Politiken, die wirtschaftliche Tätigkeiten mit 
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grenzüberschreitender Wirkung betreffen - nicht erfüllt und dadurch eine ernsthafte 

Beeinträchtigung des Binnenmarktes hervorgerufen hat. Die Schutzmaßnahmen, die von der 

Kommission ergriffen werden können, werden in Artikel 38 nicht näher umschrieben; sie 

können von Eingriffen in die vier Grundfreiheiten bis zur Versagung von Zuwendungen an 

die neuen Mitgliedstaaten reichen. Die Kommission muß jedoch den Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit beachten und hat die Maßnahmen aufzuheben, sobald der Mitgliedstaat, 

gegen den sich die Schutzmaßnahmen richten, seine Verpflichtungen erfüllt hat.10  

 

Die Schutzklausel weicht in ihrer Ausgestaltung von den traditionellen Schutzklauseln 

insofern ab, als die Schutzmaßnahmen im Prinzip von der Kommission, und nicht von den – 

alten - Mitgliedstaaten ergriffen werden. Die von der Kommission zu treffende 

Schutzmaßnahme kann jedoch durchaus darin bestehen, daß die alten Mitgliedstaaten 

ihrerseits zu Schutzmaßnahmen ermächtigt werden. 

 

Die Schutzklausel kann bereits vor dem Beitritt aufgrund des Ergebnisses der Überwachung 

geltend gemacht werden.  

 

Die dreijährige Geltungsdauer der Schutzklausel ist sehr kurz bemessen. Aller Voraussicht 

nach wird es vor dem Ablauf der Geltungsdauer zu Erörterungen über die Zweckmäßigkeit 

einer Verlängerung der Geltungsdauer - auf der Grundlage eines Beschlusses des Rates 

gemäß Artikel 308 EG-Vertrag (ex-Artikel 235) - kommen.  

 

2, Die Schutzklausel im Bereich Justiz und Inneres des Artikels 39 der Beitrittsakte  

    Beitrittsvertrag  

 

Gleichermaßen wie die Schutzklausel des Artikel 38 bezweckt die zweite neue Schutzklausel 

des Artikels 39 der Beitrittsakte – sie betrifft den Bereich Justiz und Inneres - den Schutz der 

alten Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft vor Störungen, die von den neuen Mitgliedstaaten 

ausgehen. In seinem Aufbau ähnelt Artikel 39 weitgehend dem Aufbau der 

binnenmarktbezogenen Schutzklausel des Artikels 38. Die Kommission ist ermächtigt, in den 

ersten drei Jahren nach dem Inkrafttreten der Beitrittsakte auf Antrag eines Mitgliedstaates 

oder auf  eigene  Initiative  angemessene  Schutzmaßnahmen zu ergreifen, wenn, wie es heißt, 

                                                
10 Die „Position“ des von der Schutzklausel betroffenen Mitgliedstaates wird von der Kommission berücksichtigt 
(Erklärung Nr. 43 der Kommission zur Schlußakte). 
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 „bei der Umsetzung der Durchführung oder der Anwendung der Rahmenbedingungen oder 

anderer einschlägiger Verpflichtungen, Instrumenten der Zusammenarbeit oder Beschlüssen 

in Bezug auf die gegenseitige Anerkennung im Bereich des Strafrechts im Rahmen des Titels 

VI – „Bestimmungen über die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen“ - 

des EU-Vertrages und Richtlinien und Verordnungen in Bezug auf die gegenseitige 

Anerkennung im Bereich des Zivilrechts im Rahmen des Titels IV – „Visa, Asyl, 

Einwanderung und andere Politiken betreffend den freien Personenverkehr“ - des EG-

Vertrages in einem neuen Mitgliedstaat ernste Mängel auftreten oder die Gefahr ernster 

Mängel besteht“. Die Kommission ist hinsichtlich der Schutzmaßnahmen an kein bestimmtes  

Instrumentarium, aber an den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebunden.  

 

Die Schutzklausel des Artikels 39 kann wie die Schutzklausel des Artikel 38  bereits vor dem 

Beitritt aufgrund der Ergebnisse der Überwachung geltend gemacht werden. Auch ihre 

Geltungsdauer dürfte mit drei Jahren zu knapp bemessen sein.11 

 

V, Schlußbemerkung 

 

Die beiden Schutzklauseln der Artikel 38 und 39 der Beitrittsakte reichen vermutlich als 

„Vorsorgemaßnahme“ zum Schutz des Integrationsstandes vor Störungen durch die neuen 

Mitgliedstaaten nicht aus: 

 

Voraussetzung für die Aufnahme in die Europäische Union ist nicht nur, daß die neuen 

Mitgliedstaaten über eine leistungsfähige und unabhängige Justiz für die beiden in der 

zweiten Schutzklausel genannten Bereiche verfügen. Ihre Gerichtsbarkeit und vor allem ihr 

Verwaltungssystem müssen in ihrer Gesamtheit den Anforderungen entsprechen, die sich aus 

den grundlegenden Prinzipien der Verfassung der Europäischen Union ergeben. Für den 

Vollzug des Unionsrechts gilt als Grundsatz der Verfassung der Union, daß die Europäische 

Union das von ihr gesetzte Recht nicht in eigener Verwaltung, sondern über die    

Mitgliedstaaten umsetzt. „Vollzugsbehörden“ für das Recht der Europäischen Union sind die 

nationalen Regierungen, die nationalen Parlamente und vor allem die Behörden der 

                                                
11 Die Ermächtigung der Kommission zum Erlaß von Maßnahmen zur Erleichterung der Übernahme der 
Regelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik (Artikel 41) und zur Erleichterung der Übernahme veterinär- und 
pflanzenschutzrechtlicher Bestimmungen (Artikel 42 Beitrittsvertrag) sind weder Schutzklauseln im 
traditionellen Sinn, noch sind sie den beiden neuen Schutzklauseln gleichzustellen. 
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Mitgliedstaaten. Gleichermaßen wie die administrative Durchführung erfolgt die richterliche 

Umsetzung und Durchsetzung des Unionsrechts über die Gerichte der Mitgliedstaaten. 

Lediglich auf der obersten Ebene der Gerichtsbarkeit gelangt die eigene Gerichtshoheit der 

Europäischen Union zum Tragen. Der Europäische Gerichtshof und das ihm zugeordnete 

Gericht erster Instanz können von den Bürgern unmittelbar nur in den - seltenen- Fällen 

angerufen werden, in denen sie durch einen Rechtsetzungssakt der Union individuell 

betroffen sind, bzw. in denen sie, wie im Fall der Kartell- und Fusionsaufsicht, durch 

Verwaltungsentscheidungen der Gemeinschaft ohne Vermittlung durch Behörden der 

Mitgliedstaaten betroffen sind. In allen anderen Fällen haben die Unionsbürger nur über die 

nationalen Gerichte, sofern diese im Wege von Vorabentscheidungsverfahren ihrerseits den 

Europäischen Gerichtshof anrufen, Zugang zur Gerichtsbarkeit der Europäischen Union.  

 

Die Durchführung des Unionsrechts über die Mitgliedstaaten hat zur Folge, daß die 

Mitgliedstaaten eine Vielzahl ihrer Hoheitsakte und gerichtlichen Entscheidungen 

wechselseitig anerkennen müssen. Hoheitsakte und gerichtliche Entscheidungen, die 

wechselseitig anzuerkennen sind, gibt es nicht nur in den beiden in der zweiten Schutzklausel 

umschriebenen Bereichen, sondern vor allem auch im Bereich des Gemeinsamen Marktes. 

Ohne die wechselseitige Anerkennung der Zulassung von Arzneimitteln, der Zulassung von 

Banken, Wertpapierhäusern und Versicherungen, der gewerblichen Zulassungen und der 

akademischen Prüfzeugnisse etc., die nach nationalem Recht jeweils nur im eigenen 

Hoheitsbereich der Mitgliedstaaten Geltung haben, ist die Freiheit des Warenverkehrs, des 

Dienstleistungsverkehrs, des Personenverkehrs und des Kapitalverkehrs, d. h. der 

Gemeinsame Markt nicht gewährleistet. Die wechselseitige Anerkennung von 

Staatshoheitsakten stößt seit jeher auf Grenzen ihrer Akzeptanz. Beispielsweise ist die 

wechselseitige Anerkennung der Zulassung von Banken, Wertpapierhäusern und 

Versicherungen in der Europäischen Union bislang - ungeachtet der Errichtung der 

Währungsunion – noch nicht uneingeschränkt gewährleistet. Nachkontrollen im 

Tätigkeitsland und damit Doppelzulassungen sind nach geltendem Recht nach wie vor 

zulässig. Die Mitgliedstaaten greifen vielfach zu Schutzmaßnahmen  und rechtfertigen ihr 

Vorgehen in der Weise, daß sie sich auf die Ordre public-Klauseln berufen. Der Rückgriff auf 

die Ordre public-Klauseln steht zwar unter der Kontrolle durch den Europäischen 

Gerichtshof, die aber nur nachträglich stattfindet. Die uneingeschränkte wechselseitige 

Anerkennung von Verwaltungsakten und gerichtlichen Entscheidungen ließe sich im Ergebnis 

leichter erreichen, wenn in allen Fällen, in denen eine Mitgliedstaat keinen „Full faith and 
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credit“ gewährt, den Mitgliedstaaten der Rückgriff auf die Ordre public-Klauseln zunächst 

verwehrt bliebe und statt dessen auf eine Schutzklausel, wie sie Artikel 39 der Beitrittsakte 

darstellt, zurückgegriffen werden könnte. und Das autonome Vorgehen der Mitgliedstaaten 

wäre dann durch ein Verfahren ersetzt, das die vorherige Einschaltung der Organe der 

Gemeinschaft, namentlich der Kommission vorsieht. Ein weite Auslegung der Artikel 38 und 

39 der Beitrittsakte erscheint daher angezeigt. 
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